
  

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 
Berlin, den 10.01.2019. Das Bündnis Kindergrundsicherung, ein 
Zusammenschluss von Sozial-, Wohlfahrts-, Fachverbänden und 
Wissenschaftler*innen begrüßt die Ankündigung der SPD-Partei- und 
Fraktionsvorsitzenden Andrea Nahles, dass sich auch die SPD hinter das 
Konzept einer Kindergrundsicherung stellen wolle. Das Bündnis fordert 
die CDU auf, sich einem solchen Konzept für die konsequente 
Bekämpfung der Kinderarmut in Deutschland ebenfalls nicht weiter zu 
verschließen. 
 
„Mit der SPD steht nach Grünen und LINKE nun schon die dritte Partei im 
Deutschen Bundestag hinter unserer Idee einer eigenständigen 
Kindergrundsicherung. Die Tatsache, dass die SPD auf die 
Kindergrundsicherung eingeht, zeigt, dass auch sie sich der Schwächen und 
Halbherzigkeiten des Starke-Familien-Gesetzes bewusst ist. Wir erwarten, 
dass die SPD dieses Konzept nun in die Koalition einbringt und sich auch die 
CDU konstruktiv damit auseinandersetzt“, erklärt Ulrich Schneider, 
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands und neuer Sprecher 
des Bündnisses. 
 
„Die Bekämpfung von Kinderarmut kann nicht mehr warten, denn aus armen 
Kindern werden viel zu oft arme Jugendliche, dann arme Erwachsene und im 
Alter arme Rentner. Diesen Kreislauf müssen wir endlich durchbrechen“, so 
Heinz Hilgers, Präsident des Deutschen Kinderschutzbundes und Bündnis-
Koordinator. Aktuell leben rund drei Millionen Kinder und Jugendliche in Armut 
– umgerechnet jedes 5. Kind. „Wenn man die verdeckte Armut hinzurechnet, 
kommen wir sogar auf 4,4 Millionen arme Kinder, das ist bereits jedes dritte 
Kind. Deshalb reichen kleine Änderungen beim Kinderzuschlag und beim 
Bildungs- und Teilhabepaket nicht mehr aus. Wir brauchen dringend eine 
mutige, grundlegende Reform“, so Hilgers. 
 
Das Bündnis fordert eine Kindergrundsicherung in Höhe des jeweils aktuellen 
Existenzminimums, die mit steigendem Haushaltseinkommen sozial gerecht 
abgeschmolzen wird. 
 
Diese Kriterien sind für das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG unverzichtbar: 
  

• Existenzminimum für alle Kinder sichern - Existenzminimum für alle 
Kinder sichern - das Nebeneinander unterschiedlich hoher kindlicher 
Existenzminima im Sozialrecht oder Steuerrecht muss beendet werden. 
Jedes Kind muss dem Staat gleich viel wert sein. Die neue Leistung 
sollte an ein realistisch berechnetes kindliches Existenzminimum 
gekoppelt sein, das neben dem sächlichen Bedarf auch Bildung und 
Teilhabe umfasst. Im Gegenzug schlägt das Bündnis vor, dass 
Kinderfreibeträge, Kindergeld, Sozialgeld und weitere pauschal 
bemessene Transfers in der neuen Leistung aufgehen. 
 

• Sozial gerecht ausgestalten – die am stärksten von Armut betroffenen 
Gruppen müssen deutlich besser gestellt werden, etwa 
Alleinerziehende oder Familien mit mehreren Kindern. Die Kinder- und 
Familienförderung muss daher vom Kopf auf die Füße gestellt werden. 
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Starke Schultern können mehr tragen als Schwache, daher sinkt die 
Kindergrundsicherung mit steigendem Einkommen langsam ab. Wichtig 
ist dabei: Alle Familien profitieren, allerdings steigt der Förderbetrag für 
Kinder am unteren Einkommensrand deutlich an. 
 

• Unbürokratisch und direkt auszahlen - die Kindergrundsicherung muss 
einfach,  unbürokratisch und automatisch ausgezahlt werden, damit sie 
auch tatsächlich ankommt. Schnittstellen zwischen Leistungen müssen 
gut aufeinander abgestimmt sein. Nicht-Inanspruchnahmen wie aktuell 
beim Kinderzuschlag von ca. 60-70 Prozent sind nicht hinnehmbar. 
Damit verbaut man Kindern die Chance auf einen guten Start ins 
Leben. Das Existenzminimum muss für jedes Kind gesichert sein. 

 
Das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG existiert seit 2009. Ihm gehören 
vierzehn Verbände und dreizehn Wissenschaftler*innen an (www.kinderarmut-
hat-folgen.de). 
 
Kontakt: Franziska Fischer, Pressesprecherin, Deutscher Kinderschutzbund 
Bundesverband e.V., Schöneberger Str. 15, 10963 Berlin, Tel.: 030 214809-20, 
Fax: 030 214809-99, fischer@dksb.de, www.dksb.de 
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